Angriffe gegen Heinrich Rodenstein in der Abteilungskonferenz der Pädagogischen Hochschule im Jahre 1970
1. In der Konferenz vom 26. Mai 1970 referiert Heinrich Rodenstein über die Situation der Hochschule und der Studenten in den Jahren 1945 bis 1948. 
(als Dokument nicht vorhanden).

2. Erklärung des Studenten Ernst Schmitt in der Abteilungskonferenz am 3. Juni 1970 zu den Ausführungen Rodensteins vom 26. Mai 1970 
(Wortlaut als Dokument nicht vorhanden). 

3. Erklärung des Prof. W. Alff zu den Ausführungen. (Dokument 1)


4. Schriftliche Ergänzung Ernst Schmidts zur mündlichen Erklärung des Beitrags. (Dokument 2)


5. Schriftliche Gegenerklärung Rodensteins, verlesen in der Abteilungskonferenz am 24. Juni 1970. (Dokument 3)


6. Unterschriften der Mitglieder der Abteilungskonferenz (Dokument 4)

7. Projektgruppenbericht der „Roten Zelle Pädagogik“, unvollständig vorhanden (Dokument 5)


8. Brief der studentischen Vertreter des Fachschaftsrates der Fachschaft Geschichte vom 17. Juni 1970, (Dokument 6)

9. Auszug aus dem Bericht über das 20jährige Jubiläum des (Absolventen-Jahrganges N 48/49). (Dokument 7)


10. Dokumentation des GEW-Bezirksverbandes Braunschweig vom 12. November 1971 zu den Angriffen, (Dokument 8)
Dokument 1

Erklärung von Prof. Dr. W. Alff

Erklärung

Herr Rodenstein hat am 26. Mai 1970 in der Sitzung des Ausschusses für die Didaktik im Fachbereich der Politischen Wissenschaft erklärt, dass die PH Braunschweig und insbesondere er selber gleich nach dem Sturze des nationalsozialistischen Regimes sich der „HJ-Führer-Generation“ angenommen hätten. Seine Begründung lautete, dass „nicht eine ganze Generation auf den Misthaufen der Geschichte geworfen“ (werden) könne.
Gegen die politischen und gesellschaftlichen Implikationen dieser Ausführungen von Herrn Rodenstein habe ich bestimmte Einwände zu erheben.

Erstens: Das seinerzeitige Programm der PH Braunschweig lässt sich ohne weiteres in den Gesamtprozess der Entwicklung unseres Staates nach 1945 einordnen. Man konnte nicht die jüngeren Mitläufer und Befürworter der deutsch-faschistischen Gewaltherrschaft beiseite schieben, wenn in allen, auch den höchsten Funktionen des Staates Mitläufer und Belastete der Terrorherrschaft erwünscht sein sollten. In zahlreichen Regierungsfunktionen wie an den Universitäten und in der Presse haben ehemalige Nationalsozialisten, die mit Wort und Tat für die Gewaltherrschaft eingetreten sind, für lange Zeit die gesellschaftlichen Verhältnisse unseres Staates bestimmt.

Zweitens wende ich mich gegen die Bezeichnung „HJ-Generation“ oder gar „HJ-Führer-Generation“. Diese Bezeichnung unterstellt, es wären alle Angehörigen jener Jahrgänge blind dem deutschen Faschismus erlegen. Sie wären, so heißt dies, mit Begeisterung hinter dem „Führer“ hergelaufen, hätten keine Gründe gekannt, aus denen heraus der Nationalsozialismus abzulehnen war, und das sei sozusagen selbstverständlich gewesen. Es ist dies einfach nicht wahr. Auch in der damals jugendlichen Generation hat es einen beträchtlichen Anteil überzeugter Gegner des deutschen Faschismus gegeben. Die Rede von der „HJ-Generation“ soll den spezifischen Schuldanteil am Dritten Reich, den vor allem Angehörige der herrschenden Klassen hatten, verundeutlichen, sie soll diesen Schuldanteil einebnen. Man will den heute jüngeren Generationen suggerieren, ihre Väter seien insgesamt beteiligt gewesen und somit schuldig. Freilich ist das Bedürfnis nach dieserart „Rechtfertigung“ überaus groß. Die von Herrn Rodenstein gebrauchten Bezeichnungen lassen den erforderlichen Widerstand gegen diese gefährliche Tendenz vermissen.
Die Erklärung von Herrn Rodenstein bedarf somit der Kritik. Zu behaupten, damit würden seine Verdienste als Gegner des Nationalsozialismus, als Emigrant, der in Frankreich unter schwierigsten Bedingungen zu leben hatte, in Frage gestellt, ist unbegründet. Es geht bei dieser Kritik um einen Text, nicht um eine Person und ihre Verdienste. Der Text unterliegt dem Wahrheitskriterium. Mit der durch freie Diskussion zu erforschenden Wahrheit steht und fällt die Demokratie. Im besonderen Maße ist die freie Erforschung der Wahrheit die Voraussetzung der Arbeit unserer Hochschule.

Das Wahrheitskriterium gilt auch für die Geschichte dieser Hochschule, die in der Erklärung von Herrn Rodenstein mit genannt wurde. Es kann keine Verpflichtung der Angehörigen dieser Hochschule geben, sich mit ihrer Geschichte restlos zu identifizieren. Unsere Hochschule ist eine Einrichtung des Staates. Nicht einmal der Anschein sollte entstehen, sie wäre die Sache bestimmter Personen oder eines Kreises von Personen. Keiner von uns ist mit der Berufung an diese Hochschule die Verpflichtung eingegangen, sich blind zu dieser ihrer Vergangenheit zu bekennen. Auch den Studierenden ist mit ihrer Immatrikulation keine derartige Verpflichtung auferlegt worden.
Gez. Prof. Dr. W. Alff
Dokument 2

Schriftliche Ergänzung von Ernst Schmitt
Ein Beitrag zur Entschärfung der Emotionen und Entgegnung der Unterstellungen, die durch meinen Beitrag auf der Abteilungskonferenz vom 03. 06. 1970 entstanden sind.

Wegen der Diskussionen, die durch meine Erklärung auf der letzten AK hervorgerufen wurden, halte ich es für notwendig, noch einmal auf einige Punkte zurückzukommen. Durch die Emotionen, für die ich nicht verantwortlich bin, sind Missverständnisse entstanden, die ausgeräumt werden sollen.

Ich bezog mich auf eine Äußerung von Herrn Rodenstein, die während einer Ausschusssitzung entstanden ist. Mein Beitrag betraf nicht, wie gesprächsweise behauptet wurde, die Persönlichkeit von Herrn Rodenstein, die ich in keiner Weise in Frage stelle, sondern ich bezog mich lediglich auf die Äußerung von Herrn Rodenstein, der gesagt hat, dass er sich nach dem Kriege verpflichtet fühlte, die ehemaligen HJ-Führer bzw. die HJ-Führer-Generation an dieser Hochschule zu fördern.
Ich hatte während der Sitzung der AK keine Gelegenheit, meine Gründe für die Ablehnung der Äußerung von Herrn Rodenstein darzulegen. Dies möchte ich hiermit nachholen.

Indem Herr Rodenstein von der HJ-Führer-Generation spricht, verallgemeinert er in unzulässiger Weise, das Urteil über diese Jahrgänge, da es die HJ-Führer-Generation so gar nicht gegeben hat. Es gab ungezählte Deutsche, die die Machenschaften des Hitler-Faschismus durchschauten, sich konsequent gegen ihn stellten und die Folgen dafür auf sich nahmen.
Was hat man getan, um diese Antifaschisten zu fördern, so wie man die HJ-Führer-Generation gefördert hat?

Indem man ferner den Anteil der damaligen jungen Generation an den Abscheulichkeiten des deutschen Faschismus verallgemeinert, relativiert man die Schuld all derer, die als Angehörige anderer Jahrgänge den Untaten des Nationalsozialismus Beifall zollten.

Zum anderen führte ich aus, dass wir, die Studenten, in Zukunft daraus Konsequenzen zögen und – falls Herr Rodenstein wiederum für eine Kommission nominiert würde – dagegen votierten. Da ich mich mit meinen Kommilitonen nicht abgesprochen hatte, präjudizierte ich etwas, was ich nicht ohne weiteres behaupten konnte. Wie sich die übrigen studentischen Mitglieder der AK in der von mir genannten Situation verhalten werden, obliegt ihnen; ich jedoch werde bei meinen Vorbehalten bleiben.

Außerdem lehne ich noch einmal strikt die Behauptung ab, dass ich der „Wasserträger“ für Herrn Alff sei. Wer mich kennt, wird zugeben müssen, dass ich da, wo ich es für nötig fand, meine Stimme erhoben habe; gleichgültig, wem ich dadurch nützte oder schadete oder ob ich dadurch ein Tabu verletzte.
Ich hoffe, mit dieser Erklärung zur Versachlichung der Diskussion beigetragen zu haben.

Gez. Ernst Schmitt
Dokument 3

Gegenerklärung Rodensteins

Gegenerklärung
Abgegeben in der Abteilungskonferenz am 24. Juni 1970

Meine Damen und Herren!

In der vorigen Abteilungskonferenz hat eines der studentischen Mitglieder in meiner Abwesenheit eine Erklärung abgegeben, die auch mich betrifft.
Darüber hinaus hat Herr Alff eine Erklärung zum gleichen Thema verbreitet.

In einer mehrstündigen Unterredung, die ich vor zwei Tagen mit Herrn Alff hatte, hat dieser zugegeben, dass der studentische Vertreter zwar nicht auf Betreiben Herrn Alffs in der vorigen Abteilungskonferenz seine Ausführungen gemacht, wohl aber Herr Alff mit diesem Studenten über die Streitfrage gesprochen habe.

Entgegen meiner ursprünglichen Ansicht, mich zu dieser Angelegenheit überhaupt nicht zu äußern, muss ich nun meine Erläuterungen dazu geben.

Lassen Sie mich zunächst sagen, dass ich nicht verstehe, warum diese Diskussion vom Zaun gebrochen wurde. Es handelt sich um Vorgänge, die fast 25 Jahre zurückliegen. Sie haben heute nur noch archivarisches und historisches Interesse. Wir diskutieren über den Schnee vom vorige Winter. –

Zunächst möchte ich Ihnen eine Darstellung der umstrittenen Vorgänge und der Motive unseres damaligen Handels geben. Danach werde ich mich zu Herrn Alffs Erklärung äußern, die ich aber jetzt schon mit aller Schärfe zurückweisen möchte.

Was ist um die Jahreswende 1945/46 geschehen? Nach den Entnazifizierungsvorschriften der Militärregierung war es uns verboten, frühere Mandatsträger der Hitlerjugend, des Bundes Deutscher Mädchen, sowie ehemalige Offiziere der Wehrmacht zum Studium zuzulassen.

Der Lehrkörper der Kant-Hochschule beantragte damals, einen eigenen Entnazifizierungsausschuss aus den Reihen der damaligen Hochschullehrer der Kant-Hochschule bilden zu dürfen. Diese gute Idee stammte leider nicht von mir, sondern von Herrn Hügel, dem damaligen, inzwischen verstorbenen Leiter dieser Hochschule.

Ich wurde mit der Führung der Verhandlungen mit dem zuständigen Erziehungsoffizier in Braunschweig, Major Gallagher, beauftragt. Ich erklärte dem britischen Offizier, dass wir im Falle einer Bewilligung einer eigenen Entnazifizierung auch Mandatsträger der HJ und des BDM, wie auch frühere Offiziere der Wehrmacht zum Studium zulassen würden, wenn ihnen keine verbrecherischen Handlungen persönlich nachgewiesen werden könnten.

Major Gallagher schlug die Hände über dem Kopf zusammen und erklärte, diese Frage überschreite bei weitem seine Kompetenz; er müsse den Antrag an den obersten Erziehungsoffizier der britischen Zone, Dr. Birley, weitergeben. (Dr. Birley war Headmaster des hoch angesehenen Public College von Eton.)

Kurze Zeit darauf erschien Dr. Birley in der Kant-Hochschule und unterzog die wenigen damals schon vorhandenen Studenten einem gewissen Test. Er wollte sich überzeugen, ob in dieser Hochschule eine moderne, freiheitliche Gesinnung herrsche.

Kurz darauf wurde uns die eigene Entnazifizierung mit der einzigen Auflage zugestanden: Dem Entnazifizierungsausschuss musste auch ein der Hochschule nicht angehöriges Mitglied beitreten, das das Verrauen der Militärregierung besaß. Um unsere künftige Arbeit gegen jeden möglichen Einspruch der Militärregierung abzusichern, schlugen wir den Mann vor, der von der Militärregierung mit der Entnazifizierung der Lehrerschaft im damaligen Lande Braunschweig beauftragt war, den Volksschulrektor Hermann Ahlbrecht.

Zwei Gründe mögen für die britischen Erziehungsoffiziere entscheidend gewesen sein: 

1. sie wussten, dass die Antragstelle dem Dritten Reich Widerstand geleistet hatten; 

2. sie hatten sich überzeugt, dass diese Hochschule sich redlich bemühte, in der Studentenschaft einen Geist der Freiheit und demokratischen Verantwortung zu wecken und zu pflegen.

Danach verfuhren wir, wie wir den britischen Offizieren vorausgesagt hatten:

Wie ließen auch ehemalige Mandatsträger der HJ, des BDM und Offiziere der Wehrmacht zum Studium zu, wenn gegen sie kein Vorwurf von Verbrechen erhoben wurde.

Zu diesem Zeitpunkt, Frühjahr 1946, war die Braunschweiger Hochschule die einzige, an der die genannten Personengruppen studieren konnten.

Ich möchte jetzt etwas über unsere Motive sagen. Wir hatten ein politisches und ein menschliches Motiv. Zunächst zum politischen:

Wir hielten es für eine gefährliche Vorbelastung der eben erst entstehenden demokratischen Republik in Deutschland, wenn eine ganze Schicht von Jungen, die sich persönlich völlig unschuldig fühlte, vom Studium ausgeschlossen würde. Sie würden mit Bitternis und Groll mindestens einige Jahre verlieren und könnten leicht willkommene Beute eines Neonazismus oder Neonationalismus werden. Diese politische Hypothek wollten wir nicht entstehen lassen.
Und nun zum Menschlichen: Wir waren der Meinung, dass man bei der Stellung einer politischen Schuldfrage sehr differenzieren müsste. Die wichtigste Unterscheidung war die Frage nach der politischen Reife des Betroffenen im Jahre 1933. Wer damals etwa zehn Jahre alt war, wuchs in das Dritte Reich hinein und lernte im allgemeinen nichts anderes kennen als die einzig zugelassene Staatsjugend der HJ. Viele wurden automatisch, d. h. zwangsläufig, in diese Organisation überführt. Wir meinen, sie trifft kein politisches Verschulden an der Entstehung des Dritten Reiches. Diese Altersgruppe, von mir summarisch HJ-Generation genannt, ist überwiegend Opfer und nicht Urheber des Nationalsozialismus. Wir meinten, dass wir jedem einzelnen von ihnen menschlich Unrecht täten, wenn wir ihn für etwas büßen ließen, wofür er nicht verantwortlich war.

Diese politischen und menschlichen Motive haben zu der Sonderregelung in Sachen Entnazifizierung an der Kant-Hochschule geführt.

Dabei waren wir uns in vollem Umfang unserer Verpflichtung bewusst. Darum hatten wir gleichzeitig mit der Zulassung der genannten Gruppe als erste Hochschule in den damaligen westlichen Besatzungszonen eine Lehrstuhl für Politische Bildung errichtet. Wir forderten diese Jungen zur offenen politischen Auseinandersetzung heraus. Wir wollten ja nicht etwa Nazis und Militaristen in unseren Schulen sehen, sondern wir wollten eine intelligentere, pädagogisch adäquatere und menschlichere Entnazifizierung durchführen.
Diese politische Auseinandersetzung hat in größter Leidenschaft eine ganze Reihe von Jahren in dieser Hochschule stattgefunden. Nie wieder hat unsere Hochschule eine so leidenschaftlich engagierte Studentenschaft gekannt wie in den Jahren 1945 bis 1950.

Gleichzeitig haben wir verhindert, dass aktive Nationalsozialisten, die vor 1945 zum Lehrkörper der damaligen Bernhard-Rust-Hochschule gehörten, in dieses Haus zurückkehrten (z. B. der frühere Leiter und der Dozent für Geschichte).

Fragen wir nun nach dem Ergebnis dieses Experiments. Niemand von uns ist ein einziger Fall bekannt, dass aus den genannten Gruppen auch nur ein einziger Rückfälle in nazistische Denkweisen oder militaristische Anwandlungen erlebt hätte. Und selbst wenn dieser große Versuch damals kein hundertprozentiger, sondern nur ein 97prozentiger Erfolg gewesen wäre, dann wäre er immer noch richtig gewesen. –
Und nun komme ich zum Wortlaut der Erklärung, die Herr Alff in der Hochschule verbreitet hat. Lassen Sie mich mit dem letzten Satz beginnen:

Herr Alff spricht davon, dass es keine Verpflichtung der Angehörigen dieser Hochschule geben kann, sich mit ihrer Geschichte restlos zu identifizieren. Meine Frage: Wann ist das jemals von jemandem gefordert worden?

Herr Alff sagt weiter, dass das Wahrheitskriterium auch für die Geschichte dieser Hochschule gilt. Das ist selbstverständlich. Aber man muss zunächst einmal sauber feststellen, was wann g3schehen ist und warum. Es wäre völlig in Ordnung gewesen, wenn Herr Alff einen seiner Studenten beauftragt hätte, den oben geschilderten Entnazifizierungsvorgang an dieser Hochschule kritisch zu untersuchen. Hier im Raum sitzen noch einige ältere Mitglieder des Lehrkörpers, die diesen Vorgang damals mitgetragen haben. Sie alle könnten befragt werden. Gleichfalls hier im Raum sitzen einige, die die Jahre 1945 bis 1950 als Studenten dieser Hochschule miterlebt haben. Sie erinnern sich noch, dass zu ihrer Zeit unsere Aula gelegentlich baupolizeilich geschlossen wurde, weil Saal und Empore gefährlich überlastet waren. Unsere heutige Studentenschaft würde sich glücklich schätzen, wenn es ihr gelänge, ein solches leidenschaftliches Interesse unter den Kommilitoninnen und Kommilitonen zu wecken. – Und die Anschriften der genannten britischen Offiziere sind sicher auch noch aufzutreiben.
Im vorletzten Absatz geht Herr Alff, wie es auch der von ihm inspirierte Student schon getan hat, auf meine Haltung gegenüber dem Nationalsozialismus ein. Ein für allemal möchte ich Sie dringend bitten: Machen Sie mich nicht zum Helden, ich bin keiner.

Ich bin aber auch kein Trottel. Zwar weiß ich, dass jeder alternde Mensch im Lauf der Jahre naturnotwendig vertrottelt. Doch meine ich, bei mir sei es noch nicht so weit.

Herr Alff aber möchte mich nicht nur zum Helden, sondern auch andererseits zum Trottel deklarieren. Ich verwahre mich gegen beides. Damit komme ich zu dem Absatz aus Herrn Alffs Erklärung, der mit dem Worte „Zweitens“ beginnt.

Herr Alff behauptet, die Bezeichnung „HJ-Generation“ unterstelle, es wären alle Angehörigen jener Jahrgänge blind dem deutschen Faschismus erlegen. Glaubt Herr Alff im Ernst, ich wüsste nichts von den Widerstandszentren in der deutschen Jugend in der Zeit des Dritten Reiches? Vom ersten Jahre der Existenz dieser Hochschule an ist die Widerstandsbewegung, eingeschlossen die Widerstandsgruppen der Jugend, ständiges Thema unserer Arbeit gewesen. Das Ungeheuerlichste aber steht im zweiten Absatz des genannten Abschnitts. Dor twird gesagt: „Die Rede von der HJ-Generation soll den spezifischen Schuldanteil am Dritten Reich, den vor allem Angehörige der herrschenden Klassen hatten, verundeutlichen, sie soll diesen Schuldanteil einebnen. Man will den heute jüngeren Generationen suggerieren, ihre Väter seien insgesamt beteiligt gewesen und somit schuldig. Freilich ist das Bedürfnis nach dieser Art „Rechtfertigung“ überaus groß. Die von Herrn Rodenstein gebrauchten Bezeichnungen lassen den erforderlichen Widerstand gegen diese gefährliche Tendenz vermissen.“
Die von Herrn Alff gezogenen Schlussfolgerungen aus dem Gebrauch des Begriffs „HJ-Generation“ sind samt und sonders falsch. Das ist auf den ersten Blick zu erkennen. Die Formulierung „soll ... verundeutlichen“ unterstellt mindestens, wir hätten damals, sei es auch nur unbewusst, Renazifizierung und Restauration betrieben. Das ist eine glatte Verleumdung. So vertrottelt waren und sind wir wirklich nicht.

Genauso ungeheuerlich und verleumderisch sind die Aussagen Herrn Alffs in dem Abschnitt seiner Erklärung, der mit dem Worte „Erstens“ beginnt. Wenn er darin sagt: „Man konnte nicht die jüngeren Mitläufer und Befürworter der deutsch-faschistischen Gewaltherrschaft beiseite schieben, wenn in allem, auch den höchsten Funktionen des Staates, Mitläufer und Belastete der Terrorherrschaft erwünscht sein sollten.“
 Wieder einmal beachtet Herr Alff den Zeitpunkt nicht. 1946 war nicht 1954. Die Bundesrepublik bestand noch nicht. Konrad Adenauer war noch längst nicht Bundeskanzler und sein Staatssekretär Herr Globke lebte noch irgendwo im verborgenen. Die Behauptung: „Man konnte nicht die jüngeren Mitläufer und Befürworter der deutsch-faschistischen Gewaltherrschaft beiseite schieben, ...“ ist in diesem Zusammenhang geradezu widersinnig. Man konnte nämlich durchaus und hat es in Ausführung der Entnazifizierungsbestimmungen des Kontrollrates jahrelang getan. Nur die Kant-Hochschule wollte aus den bereits dargelegten Gründen nicht so verfahren. Die damit verbundene Unterstellung, wir wären, sei es auch nur unbewusst, einer Renazifizierungstendenz gefolgt, ist eine Verleumdung, nicht nur von Personen, sondern auch der Geschichte dieser Hochschule.

Vielleicht steht im Hintergrund als der letzte und geringste aller möglichen Vorwürfe noch die Kritik, hier hätte man aus historisch-politischen Gründen unmenschlich sein müssen. Dazu waren wir nicht bereit. Damals wie heute war ich der Überzeugung, dass man allen Bewegungen misstrauen soll, die, sei es auch nur für eine Übergangszeit, die Menschlichkeit abschaffen wollen.
Alle sozialreformerischen, sozialrevolutionären und auch viele religiöse Bewegungen haben das eine gemeinsam, dass sie mehr Gerechtigkeit, mehr Freiheit und mehr Menschlichkeit in diese Welt bringen wollten. Wo diese Werte vorübergehend abgeschafft wurden, damit sie – angeblich – später um so perfekter den Menschen zuteil werden sollten, haben wir wohl diese Abschaffung, nirgendwo aber später die verbundene bessere Verwirklichung erlebt. Den Vorwurf, wir seien zu menschlich gewesen, trage ich mit großer Gelassenheit.

Und eines lassen Sie mich zum Schluss bekennen:

Stünde ich morgen in der gleichen Situation wie um die Jahreswende 1945/46, würde ich mich genauso wieder verhalten.

Dokument 4
Unterschriftensammlung im Lehrkörper der Hochschule

Herr Rodenstein hat in seinen Ausführungen vor der Abteilungskonferenz am 24. Juni seine Haltung und seine Motive in bezug auf die Zulassung von Studenten zur Pädagogischen Hochschule Braunschweig in den Jahren 1945 bis 1947 überzeugend dargelegt.
Wir sind der Auffassung, dass seine damalige Haltung sich durch politisches und menschliches Verantwortungsbewusstsein ausgezeichnet hat.

Gez.
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Dokument 5
Projektgruppenbericht

(ohne Datum)
Teilnehmer: Alff, Eggersglüß, Korte, Marx

Thema: Analyse der bisherigen Fraktionsarbeit und Erarbeitung neuer strategischer Vorschläge

Die Fraktion, anfänglich mit den Adjektiva ‚radikaldemokratisch’ und ‚sozialistisch’ belegt, war die bisher einzige Erscheinungsform der Studentenbewegung an der PH. Die Gründe für das Fehlen einer solchen Bewegung waren das seit der Gründung bestehende „linke“ Image der PH, das subjektiv „linke“ Bewusstsein des Kollegiums (Eckert, Rodenstein), das in einer Umarmungstaktik eine scheinhafte Einheit von Professoren und Studenten verbal artikulierte, was Ausdruck der repressiven Toleranz, die in der Hochschule herrschte, ist. Die Berufungspolitik war jedoch ebenso wenig wie die aus der PH hervorgegangenen wissenschaftlichen Werke adäquat dem progressiven Anspruch, der nach außen hin vertreten wurde. (Bspl.: Ebelings Geschichtsbuch, das weder progressiv ist noch die entscheidenden Ausklärungen auf dem Felde der Geschichte leistet.) Anlass für den Beginn der konkreten Arbeit der Fraktion, die sich in der geschlossenen Kandidatur für die SP-Wahlen Ende SS 70 äußerte, war einerseits die Rodenstein-Affäre, die zur ersten Erkenntnis der Engheit der freiheitlich-demokratischen Grenzen und des ideologischen Standpunktes der „linken“ Professoren führte, andererseits das Ende der Umarmungstaktik während der Rektorats- bzw. Dekanatszeit von Dross, die erst die Möglichkeit für den o. g. Erkenntnisprozess schuf. Ursache für den langsam sich im Abbau befindlichen quantitativen Mangel der hochschulpolitischen Aktivität ist offensichtlich die intensive Verinnerlichung der autoritären Strukturen, die in der gesellschaftlichen Herkunft der PH-Studenten begründet sind. Häufig aus kleinbürgerlichem Elternhaus (Harz-Heide-Einzugsgebiet), sind die Studenten als erste Abiturientengeneration der Familie nicht selten wegen des kurzen Studiums, mangels konkretes Studien- und Berufspläne mit einem geringen intellektuellen Anspruchsniveau und negativer Einschätzung der eigenen Fähigkeiten, häufig auch  mit Frustrationen aufgrund eines abgebrochenen Universitätsstudiums an die PH gekommen. Leistungsdruck und bei den Studentinnen insbesondere die Orientierung auf eine unkritische Freizeit- und Konsumkultur, Abhängigkeit vom Elternhaus und negative Identifikation mit dem PH-Studium und der späteren Berufsrolle sind die Ursachen für verbreitet Apathie, die bewirkt, dass Druck und Manipulation hingenommen und überhaupt nicht problematisiert werden.
Seite 2 fehlt!

Die Schwarzpulverdokumentation ist als der erste Versuch einer umfassenden Decouvrierung der politischen Kräfte in der PH anzusehen, eine berechtigte und auch gesellschaftlich relevante Aktion, deren Vermittlung jedoch nicht ganz gelang. Das mangelnde Interesse der Studentenschaft ist begründet durch die Angst vor der eigenen Unsicherheit, die beim Lesen der Dokumentation hervorgerufen werden könnte. Die Bedeutung der Schwarzpulveraffäre bestand einerseits in der Wahlhilfe, die durch den SwP-Aktivisten geleistet wurde, andererseits in der Motivationsfunktion für die gesamte Hochschulpolitik der Fraktion. Die Affäre sollte nicht ad acta gelegt werden, sondern auf eine beschleunigte Behandlung bei Staatsanwaltschaft und Kripo gedrungen werden, eine weitere mögliche Niederschlagung des Verfahrens müsste unbedingt propagandistisch ausgeschlachtet werden. Im nächsten Semester wäre zu überlegen, ob eine Schwarzpulver-Dokumantation ähnliche Rodenstein-Dokumentation zu leisten wäre.

Das Minimalprogramm, das der AStA zu Beginn in einer VV vorlegte, enthielt im wesentlichen alle Punkte, die im Verlauf des Semesters in Angriff genommen wurden, lediglich einige Tagesforderungen (z. B. Teeküche) standen nur auf dem Papier und wurden nie wieder diskutiert. Die Einrichtung eines Kommunikationszentrums sollte jedoch wieder ins Auge gefasst werden, die Möglichkeit hierzu wäre die Einrichtung eines Mittagsgesprächs oder Stehkonvents, auch für Hochschullehrer und Assistenten, zum Informationsaustausch in der Hochschulöffentlichkeit.
Die VV diente der Fraktion als Legitimationsobjekt und als Rückenhalt für die Arbeit in anderen Institutionen sowie zur Vortäuschung einer objektiv nicht vorhandenen Massenbasis. Da die VV nur die Politik legitimieren sollte, kam es nicht zu einer echten Politisierung der Studenten; es herrschte in der VV die Taktik des Überredens und nicht des Überzeugens. Wenn sich in der VV Mehrheitsverhältnisse fanden, galt sie als gelungen, wenn die Interessen der Studentenschaft denen der Fraktion entgegenstanden, galt sie als geplatzt; eine Analyse der Bedürfnisstruktur der Studentenschaft wurde nie geleistet.

Die VV sollte als Podium der hochschulpolitischen Diskussion benutzt werden, um die Politik der Fraktion dazustellen und die in den Se-

Seite 4 und mögliche weitere fehlen.

Dokument 6
Schreiben der studentischen Vertreter des Fachschaftsrates der Fachschaft Geschichte

Braunschweig, 17. Juni 1970

Herrn

Professor Rodenstein

33 Braunschweig

Amalienstraße 11

Sehr geehrter Herr Professor!

Wir mussten zu unserem größten Bedauern erfahren, dass Sie auf der Abteilungskonferenz vom 3. Juni 1970 wegen Ihrer Haltung in der Frage der Lehrerbildung und –fortbildung nach Ende des Zweiten Weltkrieges in ungerechtfertigter Weise von einem Vertreter der Studentenschaft kritisiert worden sind. Ihr Versuch, junge, aktive Nationalsozialisten über die Amoralität der nationalsozialistischen Ideologie und die Bestialität ihres Herrschaftssystems aufzuklären und sie mit den Grundsätzen und Verhaltensweisen der parlamentarischen Demokratie und des Rechtsstaates vertraut zu machen – uns scheint dieser Versuch auch erfolgreich verlaufen zu sein – wurde als Beginn einer Restauration gewertet, in deren Verlauf sich die rechtsradikalen Kräfte wieder sammeln konnten. Die Ausbildung ehemaliger Nationalsozialisten zu Erziehern gilt Ihrem studentischen Kritiker als Indiz dafür sich  nicht energisch genug gegen restaurative Tendenzen gewandt zu haben, die eventuell sogar unwillentlich gefördert zu haben.

Mit allem Nachdruck wenden wir uns gegen den Vorwurf des studentischen Vertreters in der Abteilungskonferenz, der weder der Sache noch Ihrer Person gerecht wird. Dieser unsachliche und diffamierende Angriff ist umso unverständlicher, als den Eingeweihten bekannt ist, dass sich der Kommilitone erst nach Ihrer Emeritierung an unserer Abteilung immatrikuliert hat, Ihre Art zu lehren also nicht aus eigener Anschauung zur Kenntnis genommen haben kann.
Sehr geehrter Herr Professor, wir wissen Ihre Rolle im antifaschistischen Widerstand zu würdigen und distanzieren uns hiermit entschieden von den Vorwürfen des Kommilitonen.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Die studentischen Vertreter des Fachschaftsrates

Der Fachschaft Geschichte

Dokument 7
Aus dem Bericht

Über das 20jährige Jubiläum des Jahrganges N 48/49

...

Eine im schlechtesten Sinne „sensationelle“ Mitteilung musste Herbert Becher uns dann machen: Es gibt neue Kräfte an der KANT-HOCHSCHULE, die, aus welchen Motiven auch immer, versuchen, ausgerechnet Herrn Professor Rodenstein „in die Nähe des Nationalsozialismus“ zu rücken! Professor Rodenstein hatte in einer Fachkonferenz aus seiner Ära von der damaligen „Generation der HJ-Führer“ berichtet. Sein Nachfolge-Politologe, im Zusammenspiel mit entsprechenden Studenten, startete daraufhin eine Kampagne dagegen, dass die KANT-HOCHSCHULE damals den Mut hatte, bei den Besatzungsmächten durchzusetzen, eine „Entnazifizierung“ in eigener Regie durchzuführen und ehemalige HJ-Führer und Offiziere auf ihre Weise in den neuen Staat zu integrieren und nicht als potentiellen Sprengstoff „draußen vor der Tür“ stehen zu lassen.
Spontan ergab sich aus der Mitteilung eine Debatte, die Einmütigkeit darin erkennen ließ, dass gerade wir in dieser Situation uns vor Professor Rodenstein stellen müssten. So stimmten (am Abend) die Teilnehmer folgendem Telegramm an Professor Rodenstein zu:

„Sehr geehrter Herr Professor Rodenstein!

Der Lehrgang N 48 der KANT-HOCHSCHULE dankt für Ihre Grüße zum Jubiläum und erwidert sie aufs herzlichste.

Mit Bestürzung erfuhren wir, dass Ihr Handeln in der Auswahl der Studenten 1945/50 und deren Hineienführen in den demokratischen Staat heute in unqualifizierter Weise angegriffen wird.

Wir bedauern und verurteilen diese Angriffe und danken Ihnen für Ihr damaliges Handeln!

Im Namen von N 48

Becher                   Foest

Für N 49

Schwarzlose“
Dokument 8
Dokumentation
zu den Angriffen auf Heinrich Rodenstein

(Verfasst von ehemaligen Studenten und vom Bezirksvorstand der GEW)

Seit über einem Jahr ist der Mitbegründer und Ehrenvorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, unser verehrter Lehrer und Freund Professor Heinrich Rodenstein, verleumderischen Angriffen ausgesetzt, die weder wir, noch die GEW Braunschweig weiter hinzunehmen bereit sind.

Der Ausgangspunkt der Kampagne, die die Atmosphäre an der PH Braunschweig seit dem Sommersemester 1970 vergiftet hat und weiter zu vergiften droht, ist ein Angriff, den ein Studentisches Mitglied der Abteilungskonferenz, Herr Ernst Schmitt, gegen Herrn Rodenstein in dessen Abwesenheit richtete.
Dieser Angriff wurde von dem derzeitigen Inhaber des Lehrstuhls Politische Wissenschaft an der PHN Abteilung Braunschweig, Herrn Professor Dr. Wilhelm Alff, aufgegriffen und unterstützt. Herr Alff, der Nachfolger von Herrn Rodenstein, verbreitete in den folgenden Tagen eine öffentliche Erklärung, die in der Hochschule als Flugblatt verteilt wurde.

In dieser Erklärung, die in der nachstehenden Dokumentation wörtlich wiedergegeben wird, beschuldigte Herr Alff Herrn Rodenstein, durch den Versuch, ehemaligen HJ-Führern, BDM-Führerinnen und Offizieren das Studium zu ermöglichen und sie für einen demokratischen Staat zu gewinnen, zur Förderung eines Faschisierungsprozesses der Bundesrepublik beigetragen zu haben.

Wörtlich heißt es:

„Das seinerzeitige Programm der PH Braunschweig lässt sich ohne weiteres in den Gesamtprozess der Entwicklung unseres Staates nach 1945 einordnen. Man konnte nicht die jüngeren Mitläufer und Befürworter der deutsch-faschistischen Gewaltherrschaft beiseite schieben, wenn in allen, auch den höchsten Funktionen des Staates Mitläufer und Belastete der Terrorherrschaft erwünscht sein sollten.“

Wir brauchen an dieser Stelle auf diese Unterstellung nicht weiter einzugehen, da alles wesentliche der von uns ebenfalls veröffentlichten Gegenerklärung von Heinrich Rodenstein zu entnehmen ist.

Trotz der überzeugenden Argumente von Herrn Rodenstein, die jeder, der die Hochschule damals als Student oder als Lehrender kennen lernte, voll bestätigen wird, wurden die Angriffe auch in der Folgezeit fortgesetzt; ja in dem von Herrn Alff mit zu verantwortenden „Projektgruppenbericht“ der „Roten Zelle Pädagogik“ aus dem Sommersemester 1971 wird sogar behauptet, die so genannten „linken“ Professoren „Eckert, Rodenstein“ hätten

„in einer Umarmungstaktik eine scheinhafte Einheit von Professoren und Studenten verbal artikuliert, was Ausdruck der repressiven Toleranz, die in der Hochschule herrschte,“ sei.

Bei diesem Projektgruppenbericht, der neun Seiten umfasst, handelt es sich um eines der vielen „Geheimpapiere“ der RotZ Päd, zu deren Mitgliedern Herr Alff nach eigenen Angaben zählt. Wir geben von diesen neun Seiten nur zwei wieder, da wir keinen der darin Angegebenen kompromittieren wollen.

Auf Seite drei, die wir in dieser Dokumentation vorlegen, findet sich folgender Satz:
„Im nächsten Semester wäre zu überlegen, ob eine der Schwarzpulver-Dokumentation ähnliche Rodenstein-Dokumentation zu leisten wäre.“

Da auch andere Indizien für eine neue Kampagne gegen Herrn Rodenstein sprechen, fühlen wir uns verpflichtet, das Ehrenmitglied der GEW zu schützen und die pädagogisch interessierte Öffentlichkeit über die beschämenden Vorgänge zu informieren.

Herr Rodenstein erklärt in seiner Erwiderung, er sei kein Held gewesen. Wir lassen diese Feststellung auf sich beruhen.

Wir möchten aber den Studierenden der PH Braunschweig, die Herrn Professor Rodenstein nicht so gut kennen wie viele tausend Lehrer, Arbeiter, Gewerkschaftler unserer Stadt, sagen, dass er zu den tapfersten Kämpfern der Widerstandsbewegung gegen den Nationalsozialismus gehört.

Heinrich Rodenstein, der aus einer sozialistischen Arbeiterfamilie stammt, hat sich unter schwersten Umständen sein Studium erkämpft.

Er steht seit nunmehr 50 Jahren in den Reihen der deutschen Arbeiterbewegung -

zunächst als Mitglied und Funktionär der Allgemeinen freien Lehrergewerkschaft Deutschlands, danach als Funktionär des Kommunistischen Jugendverbandes und als Org.-Leiter der KPD, UB Braunschweig,

seit dem Beginn der Stalinisierung, der er sich entschieden widersetzte, als leitender Funktionär der KPO und später der SAP (der gleichen Partei, der damals der heutige Bundeskanzler Willy Brandt und der 1. Vorsitzende der IG Metall, Otto Brenner angehörten).
1933 musste Rodenstein, der aus politischen Gründen aus dem Dienst entlassen wurde, nach Holland emigrieren. Er hat in den zwölf Jahren der nationalsozialistischen Zwangsherrschaft in Holland, im Saargebiet, vor allem aber in Frankreich für die Wiederherstellung eines freien demokratischen Deutschlands gekämpft – seit Kriegsausbruch unter schwierigsten Bedingungen und in permanenter Lebensgefahr.

1945 kehrte Rodenstein nach Braunschweig zurück, um als Lehrer für die neue deutsche Demokratie zu wirken.

1946 gründete er den Gesamtverband Braunschweiger Lehrer, der ihn zum 1. Vorsitzenden wählte.

1947 gehörte er zu den Mitbegründern des ADLLV der britischen Zone, der ihn zum 2. Vorsitzenden wählte.

Zusammen mit Max Traeger führte er die deutschen Lehrer in die Gewerkschaftsbewegung. Die GEW wählte ihn 1949 zum 2. Vorsitzenden, 1960 zum 1. Vorsitzenden und 1968 zum Ehrenvorsitzenden.

Seit 1945 wirkte Rodenstein für die Wiedereingliederung der deutschen Lehrer in die internationale Gemeinschaft der Erzieherverbände.

1949 wurde er Mitglied des Exekutivkomitees der FIAI – der Internationalen Vereinigung der Volksschullehrerverbände.

1955 wählte ihn die FIAI als ersten und bisher einzigen Deutschen zu ihrem Präsidenten.

1968 wurde Rodenstein Präsident des Internationalen Berufssekretariats der Lehrer in Brüssel.
Von den zahlreichen Auszeichnungen, die ihm zuteil wurden, erwähnen wir nur zwei:

Den Kulturpreis des DGB und seine Ehrung in einem Hain in den Bergen von Jerusalem.

Wir wissen, dass Heinrich Rodenstein die Freundschaft und Dankbarkeit seiner Schüler mehr bedeuten, als alle Ehrungen, die ein Staat vergeben kann.

Wir werden seine Ehre zu schützen wissen.

Für die ehemaligen Studenten

	Dr. Lothar Gulich,
	Ratsherr der Stadt Braunschweig (CDU),

2. Vorsitzender des Schulausschusses

	Gerhard Lattenstein
	Ratsherr der Stadt Braunschweig (FDP),

Vorsitzender des Kreisverbandes der FDP

	Erich Leitow,
	Ratsherr der Stadt Braunschweig, (SPD),

1. Vorsitzender des Schulausschusses

	Albert Rümenapf,
	Bezirksvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Lehrer (AsL)

	Hans Wenzel.
	Stadtrat, Schuldezernent der Stadt Braunschweig


Der Bezirksvorstand der GEW

Alfred Adolf, 1. Vorsitzender

Danehl, Krafft, Steffens, Stennert (Geschäftsführender Vorstand),

Diestel, Kiesewetter, Kirn, Lindenberg, Obst, Pause, Peter, Speckhan, Toetzke, Vohrmann, Wilke, Wittmann

12. November 1971
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